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Zusammenfassung der Information:

Der Ausschuss fir Soziales und Chancengleichheit und der Gemeinderat nehmen die In-
formationen dieser Vorlage zur Kenntnis.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag:
Ausgaben / Gesamtkosten:
Aktuell keine

Einnahmen:

Finanzierung:

Zusammenfassung der Begrindung:

Die Verwaltung beantwortet mit dieser Vorlage den Arbeitsauftrag aus der Gemeinde-
ratssitzung vom 24.07.2013.
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Sitzung des Ausschusses fiir Soziales und Chancengleichheit
vom 03.12.2013

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Sitzung des Gemeinderates vom 19.12.2013

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Begrindung:

Der Gemeinderat hat die Verwaltung und die Stadtwerke in seiner Sitzung am 24.07.2013 (siehe
Drucksache 0107/2013/IV) mit der Priifung beauftragt,

1. inwieweit in Firth der ,mini-maxi-Tarif* zu einer Verringerung der Strombezugssperren und
zu Einsparungen an Kosten beim Versorgungsunternehmen und den Empfangern von sozia-
len Transferleistungen gefuhrt hat und

2. inwieweit in Heidelberg ein solcher Tarif zu einer Verringerung der Strombezugssperren und
zu Einsparungen fihren kann.

Die Verwaltung wurde dariber hinaus beauftragt,

3. weitere Recherchen zum Thema durchzufiihren und best-practice-Varianten anderer Stadte,
einschliel3lich Details tiber Kosten und Nutzen der MalRhahmen, darzustellen.

Ergebnis des Arbeitsauftrages:

1. Inwieweit hat in Furth der ,,mini-maxi-Tarif“ zu einer Verringerung der Strombe-
zugssperren und zu Einsparungen an Kosten beim Versorgungsunternehmen und
den Empfangern von sozialen Transferleistungen gefuhrt?

Das Versorgungsunternehmen infra fiirth holding gmbh bietet fir Empfanger von SGB Il und SGB
XII Leistungen glinstige Arbeits- und Grundpreise an (= mini-maxi Tarif). Die betreffenden infra-
Kunden sparen im Vergleich zum normalen Tarif je nach Stromverbrauch beispielsweise ca. 33 €
(bei 2.000 kWh Verbrauch) oder ca. 128 € (bei 6.000 kWh Verbrauch) pro Jahr. Im Gasbereich kén-
nen durch die Nutzung beispielsweise ca. 35 € (bei 10.000 kWh Verbrauch) oder ca. 167 € (bei
35.000 kWh Verbrauch) gespart werden.

Der vergunstigte Tarif wird unter der Voraussetzung gewahrt, dass der monatliche Abschlag fur
Strom bzw. Gas und/oder Raten aus Zahlungsriickstanden sowie Nachzahlungen aus der Jahres-
verbrauchsabrechnung direkt von den Sozialleistungstragern an die infra Uberwiesen werden. Die-
ser Abtretung mussen die betroffenen Kunden der infra beim Vertragsabschluss zustimmen. Die
Inanspruchnahme dieser MaRnahme ist allerdings von dem Unternehmen kaum beeinflussbar, da
dort aus Datenschutzgriinden keine Kenntnis tber die Anspruchsberechtigten beim Jobcenter und
beim Sozialamt vorliegt.

In 2012 beteiligten sich lediglich ca. 500 Stromkunden und ca. 300 Gaskunden an diesem Modell.
Die Anzahl der Sperrungen sank von ca. 1.500 im Jahr 2006 auf ca. 850 im Jahr 2012; dies ist nach
Ansicht der infra, neben oben beschriebener Malinahme, aber auch auf eine gute konjunkturelle
Entwicklung seit 2009 zurtckzufuhren.

Durch die Direktiberweisungen von Jobcenter und Sozialamt gehen die Kundenzahlungen weitge-
hend zuverlassig ein, so dass auf Sperrungen in diesen Fallen verzichtet werden kann. Dadurch
sind Kostenreduzierungen bei der infra vor allem in zwei Bereichen feststellbar:
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im Forderungsmanagement missen weniger Problemgesprache wegen ausstehender Zahlungen
gefuhrt werden und es sind weniger Inkassogénge und natlrlich weniger Sperrungen erforderlich,
aufRerdem konnen Druck, Kuvertierung und Versand von 11 Abschlagsrechnungen pro Jahr einge-
spart werden.

Daneben fiuhrt die infra die Reduzierung der Strombezugssperren auch auf die Einfihrung des Pro-
jekts ,Stromspar-Check” zurtick. Das Projekt zeigt Haushalten mit geringem Einkommen ihre Spar-
potenziale auf, Stromsparhelfer verteilen kostenlos Einspargeréte wie Energiesparlampen, schaltba-
re Steckdosenleisten oder Wasserperlatoren. Dadurch lassen sich mit einfachen Mitteln pro Jahr bis
zu 120 € bei Strom und Wasser einsparen. Teilnahmeberechtigt sind alle Menschen, die Arbeitslo-
sengeld I, Sozialhilfe oder Wohngeld beziehen.

2. Inwieweit kann in Heidelberg ein solcher Tarif zu einer Verringerung der Strombe-
zugssperren und zu Einsparungen fihren?

Die Prifung der Stadtwerke Heidelberg Energie GmbH hat folgendes ergeben:

Insgesamt wurden in Heidelberg von September 2012 bis August 2013 279 Gas- und Stromzéhler
gesperrt. Bei rund 250.000 Kunden der Stadtwerke in Heidelberg und der Region ist diese Zahl ver-
gleichsweise niedrig, wenn man daneben die Sperrungen der infra firth holding gmbh im Jahr 2012
betrachtet: bei versorgten ca. 115.000 Einwohnern und einigen Gemeinden im umliegenden Land-
kreis mussten dort trotz Einfihrung des ,mini-maxi-Tarifs“ immer noch 864 Zahler gesperrt werden.
Zurtckzufiihren sei diese hohe Anzahl u.a. auf eine hohere Arbeitslosenquote in Firth.

Die Stadtwerke Heidelberg halten vielmehr den Nothilfefonds ,Aktion Nahe* fir eine sinnvolle und
effiziente Losung zur Vermeidung von Strombezugssperren, sowohl fiir die betroffenen Kunden wie
auch fur die beteiligten Sozialverbande und das Unternehmen Stadtwerke Heidelberg. Dieser Fonds
unterstitzt Privatkunden, die in eine finanzielle Notlage geraten sind und Schwierigkeiten bei der
Zahlung der Energierechnung haben. Die Mittel aus dem Fonds werden verwendet, um offene For-
derungen der Stadtwerke im Bereich Energie zu begleichen und damit Sperrungen zu vermeiden.
Bedingung fiur die Forderung aus dem Fonds ist die Teilnahme an einer professionellen Schuldner-
beratung bei einem der teilnehmenden Wohlfahrtsverbénde.

Der Fonds ,Aktion Nahe" erreichte in den letzten 4 Jahren im Jahresdurchschnitt 75 Kunden, bei
denen dadurch eine Bezugssperre verhindert werden konnte. Daneben konnte im vergangenen Jahr
bei weiteren 44 Kunden eine Sperre vermieden werden, indem die Zahlungen durch das Jobcenter
Ubernommen wurden.

Im Rahmen des Projekts ,Masterplan 100% Klimaschutz* entwickelt Amt 31 gemeinsam mit den
Stadtwerken und Amt 50 ein Konzept, um Stromsparhelfer fur bedurftige Kunden einzufihren. Ein
Sondierungsgesprach fand Anfang November statt.
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3. Weitere Recherche zum Thema

Die Energieversorger und Kommunen haben hier ganz unterschiedliche Strategien entwickelt:
o Energieversorger ,care-energy“, Hamburg

Seit dem 1. September 2012 zahlen bedurftige Kunden von care-energy maximal 4% ihres Ein-
kommens fir ihre Energielieferung aus Strom oder 8% fir den gesamten Energiebezug (Strom,
Gas, Ol, Kohle, Holz). Wer diesen Sozialtarif in Anspruch nehmen will, muss einen schriftlichen An-
trag stellen, seine Situation schildern und Unterlagen vorlegen, die bestéatigen, dass das Einkommen
unter der Armutsgrenze liegt bzw. aus Sozialleistungen besteht und eine Rundfunkgebihrenbefrei-
ung vorliegt. Erste Ergebnisse zeigen, dass die betroffenen Kunden dadurch bis zu 30% weniger fir
Energie bezahlen.

e Energieversorger E.ON Bayern

Im Jahr 2006 fiihrte die E.ON Bayern einen verbilligten Stromtarif ein. Diesen sogenannten Sozial-
rabatt erhielten Empfanger von staatlichen Hilfeleistungen wie Arbeitslosengeld Il mit einer GEZ-
Befreiung, die Kunde bei dem Energieversorger E.ON waren und in Bayern lebten. Die Sozialbera-
tung der Evangelischen Diakonie priifte, ob der Antragsteller berechtigt war, den Strom-Sozialtarif
zu erhalten. Laut Mitteilung von E.ON wurde das Angebot mittlerweile wieder eingestellt, weil die
Erfahrung zeigte, dass es nur eine geringe Nachfrage fur den Sozialtarif gab. Auf3erdem war wirt-
schaftlich nicht darstellbar, fur diese sehr kleine Kundengruppe einen eigenen Tarif anzubieten und
zu verwalten. Mittlerweile gabe es mit dem Online-Tarif ,E.ON DirektStrom* seit mehreren Jahren
ein Produkt, das preislich noch unterhalb des ehemaligen E.ON ForderStroms liege. Daneben ko-
operiert E.ON bei Zahlungsriickstanden eng mit Wohlfahrtsverbénden, Jobcentern, ARGE usw., um
individuelle Lésungen fir Kunden mit Zahlungsschwierigkeiten zu finden, beispielsweise in Form
von Ratenplanen.

e Prepaid-Zahler fur Strombezug (z. B. Stadtwerke Diren, E-Werk Lahr, Stadtwerke Olpe)

Bei diesem System erhalten Kunden einen gesonderten Zahler, der nur mit einem elektronischen
SchliUssel freigeschaltet werden kann. Auf diesen Schliissel kann ein entsprechendes Guthaben
aufgeladen werden. Dafur wirbt auch das Wuppertal-Institut fir Klima, Umwelt, Energie (WI): Das
Prepaid-Verfahren verhindere, dass sich Monat fir Monat unbemerkt Stromschulden ansammeln,
die dann zur Sperre und noch héheren Kosten flhrten. Zudem schaffe die Anzeige von Verbrauch
und Guthaben Kostentransparenz und Kostenbewusstsein. Das fuihre in der Regel zu deutlichen
Verbrauchsreduktionen und sei damit auch ein Beitrag zum Klimaschutz. Die Stromversorger wiede-
rum profitierten von einer enormen Kostenersparnis. Die Kunden koénnten ihr Guthaben immer se-
hen und hatten vor allem eine Kostenkontrolle. Dies verhindere zwar nicht, dass Energie teurer wir-
de, die Einfihrung der Prepaid-Zéahler sei aber durchaus ein Schritt zur Linderung von Energiear-
mut, der durch weitere MaRnahmen, wie etwa Einsparberatungen vor Ort, begleitet werden sollte.
Ahnlich sieht man das auch beim Bundesverband der Verbraucherzentralen oder beim Bundesver-
band der Energie- und Wasserwirtschaft (BAdEW): Stromzahler mit Prepaid-Funktion kénnten eine
sinnvolle Mdglichkeit sein, Haushalte mit Zahlungsschwierigkeiten bei einem bewussten Umgang
mit knappen finanziellen Ressourcen und Energie zu unterstitzen.

o Frihwarnsystem® als Modellprojekt in Saarbricken
Das Projekt basiert darauf, dass zwischen Energieversorger und Sozialbehérde Kundendaten ab-

geglichen werden dirfen, da die Energieversorger in der Regel nicht wissen, ob eine finanzielle Not-
lage ihrer Kunden der Grund fiir offene Rechnungen ist. Das Jobcenter oder das Sozialamt hinge-
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gen wissen um die wirtschaftlichen Verhaltnisse ihrer Kunden. Von Seiten der Behdrden werden
deshalb die Empfanger von Sozialleistungen angefragt, ob sie dem notwendigen Datenaustausch
zwischen Energieversorger und Sozialbehérde zustimmen. Sobald die Einwilligungserklarung vor-
liegt, kdnnen die Sozialbehdrden prifen, ob aufgelaufene Schulden bei den Energieversorgern zum
Beispiel mit Darlehen abzulésen oder Teilzahlungen auszuhandeln sind.

e Strom-Sozialtarif in Oldenburg

Der Rat der Stadt Oldenburg forderte im Mai 2013 vom Energieversorger EWE die Einfuhrung eines
Strom-Sozialtarifs fir einkommensschwache Haushalte. Das Unternehmen halt eine Verpflichtung
zum Angebot von Sozialtarifen allerdings fur den falschen Weg, eine finanzielle Unterstiitzung ein-
zelner Kundengruppen sei ,sozial- und verteilungspolitische Aufgabe des Staates®. Der wirkungs-
vollste Weg zur Kostenminderung sei Energiesparen, EWE bietet deshalb Energieberatungen an,
um deutliche Energieeinsparungen zu ermdéglichen, von denen besonders einkommensschwache
Haushalte profitieren kbénnen. Zudem bietet das Unternehmen fur Kunden mit Problemen friihzeitig
Gesprache an, gestaltet Mahnverfahren maglichst kundenfreundlich und bietet im Einzelfall Raten-
zahlungen an.

Generell stehen die Energieversorger Sozialtarifen fur Strom ablehnend gegentiber. Die Begrin-
dung: Sozialpolitik sei eine Aufgabe des Staates. Da der Strompreis zu knapp 40 Prozent aus staat-
lichen Abgaben und Steuern bestehe, die zum Teil ausdriicklich als Anreize zum Energiesparen
eingefiihrt wurden, sei es nicht sinnvoll, diese politisch gewollten Abgaben durch Subventionen zu
verwassern. AulRerdem wirden sie den Wettbewerb unter den Stromanbietern behindern.

Die Privatisierung des Stromsektors erschwert ebenfalls die Einfihrung eines Sozialtarifs. Da es seit
der Liberalisierung der Energiemarkte im Jahr 1998 inzwischen eine grof3e Vielzahl an Stromanbie-
tern gibt — heute konkurrieren in jeder Region Deutschlands durchschnittlich Gber 120 Anbieter mit-
einander — misste eigentlich jeder Stromversorger einen Sozialtarif anbieten, damit ein fairer und
ausgeglichener Wettbewerb weiterhin gewahrleistet werden kann. Sonst kann es passieren, dass
andere Stromtarife alternativer Stromanbieter kostengunstiger ausfallen als der eigentliche Sozialta-
rif.

Nach Ansicht vieler Fachleute lasst sich oft durch einen Anbieterwechsel mehr Geld sparen als die
durchschnittliche Entlastung durch die angebotenen Sondertarife, meist gibt es in der Region
Stromangebote, die preislich unter einem vermeintlich giinstigen Sozialtarif liegen. Fir einkom-
mensschwache Haushalte ist es deshalb in der Regel sinnvoller, sich nach den gunstigeren Strom-
angeboten umzuschauen, als sich fur einen Sozialtarif anzumelden. Ein Rechenbeispiel mit dem
Sozialrabatt von E.ON zeigt das: Eine einkommensschwache Familie mit einem durchschnittlichen
Verbrauch von 4.000 kWh zahlte im Basis- oder Komfort-Tarif mit Sozialrabatt insgesamt 899,20
Euro pro Jahr. Beim Konkurrenten Stromio hatte die Familie bei gleichem Verbrauch zum damaligen
Zeitpunkt nur rund 850 Euro gezahlt und damit im Vergleich zum Sozialtarif fast 50 Euro im Jahr
gespart.

Ein weiterer Ansatz wére eine kostenlose Energieberatung fiir Haushalte mit geringem Einkommen,
wie es das Projekt ,StromsparcheckPLUS" vorsieht. Das Bundesumweltministerium wirde es be-
gralen, wenn die 19 Modellkommunen, die langfristige Klimaschutzkonzepte im Sinne eines ,Mas-
terplans 100-Prozent-Klimaschutz® realisieren wollen, u.a. Heidelberg, sich am Projekt ,Stromspar-
checkPLUS" beteiligen. Hierzu fand Anfang November ein vielversprechendes Gesprach mit Vertre-
tern der Verwaltung, der KIiBA, der Stadtwerke, des Jobcenters und der Caritas statt. Uber die wei-
tere Entwicklung wird in den Gremien berichtet.
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Prifung der Nachhaltigkeit der Mal3nahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/- Zielle:
(Codierung) beruhrt:
SOz 1 + Armut bekampfen, Ausgrenzung verhindern
Begrundung:
Strombezugssperren aufgrund von Armut missen verhindert werden.
Zielle:
UM 4 + Klima- und Immissionsschutz vorantreiben
Zielle:
UM 10 + Umweltbewusstes Handeln und Eigeninitiative férdern
Begrundung:

Die Reduzierung unnétigen Energieverbrauchs schont das Klima.

2. Kritische Abwéagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine.

gezeichnet

Dr. Joachim Gerner

Drucksache:

0183/2013/1V
00237945.doc



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Zusammenfassung der Information:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 03.12.2013
	Ergebnis: Kenntnis genommen

	Sitzung des Gemeinderates vom 19.12.2013
	Ergebnis: Kenntnis genommen

	Begründung:
	Ergebnis des Arbeitsauftrages:
	1. Inwieweit hat in Fürth der „mini-maxi-Tarif“ zu einer Verringerung der Strombezugssperren und zu Einsparungen an Kosten beim Versorgungsunternehmen und den Empfängern von sozialen Transferleistungen geführt?
	2. Inwieweit kann in Heidelberg ein solcher Tarif zu einer Verringerung der Strombezugssperren und zu Einsparungen führen?
	3.  Weitere Recherche zum Thema
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

